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Bezug: 

• Weisung 201912027 vom 30.12.2019 – Pflegeberufereformgesetz und Gesetz zur
Modernisierung u. Stärkung der beruflichen Bildung - Anpassung der Fachlichen
Weisungen EQ, abH, AsA und BvB

Aufhebung von Regelungen: 

• Fachliche Weisungen – Ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) nach §75 SGB III
Anlage 2 zur Weisung 201912027 vom 30.12.2019

• Fachliche Weisungen – Assistierte Ausbildung (AsA) nach § 130 SGB III
Anlage 3 zur Weisung 201912027 vom 30.12.2019

Zusammenfassung: 

Mit dem Gesetz zur Förderung der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und 
zur Weiterentwicklung der Ausbildungsförderung wurde mit dem § 450 SGB III eine 
Übergangsregelung für die Instrumente abH und AsA zur neuen Assistierten 
Ausbildung sowie die Öffnung der Fördermöglichkeiten von Grenzgängern während 
einer Berufsausbildung in Deutschland aufgenommen.  

https://www.baintranet.de/011/004/006/012/Seiten/Weisung-201912027.aspx


1. Ausgangssituation
Mit dem Gesetz zur Förderung der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und zur 
Weiterentwicklung der Ausbildungsförderung wurde mit den §§ 74ff. SGB III die 
Rechtsgrundlage für die neue Assistierte Ausbildung geschaffen. Hierzu wird es gesonderte 
Fachliche Weisungen geben. 

Bis zum Beginn der neuen AsA-Maßnahmen im Jahr 2021 gestattet eine Übergangsregelung 
die Fortführung der Instrumente abH und AsA. 

Zusätzlich wurde die Möglichkeit der Förderung von Grenzgängern während einer 
Berufsausbildung in Deutschland ab dem 29. Mai 2020 für die Instrumente abH oder AsA 
geöffnet.  

2. Auftrag und Ziel
Übergangsregelungen 

Maßnahmen der ausbildungsbegleitenden Hilfen nach § 75 SGB III a.F. können bis zum 28. 
Februar 2021 beginnen und müssen bis zum 30. September 2021 enden. Die nach § 75 
Abs. 2 S. 2 SGB III mögliche Nachbetreuung zur Stabilisierung des Arbeitsverhältnisses, 
nach einer mit ausbildungsbegleitenden Hilfen geförderten betrieblichen Berufsausbildung, 
kann noch bis zum 31. März 2022 erfolgen. 

Maßnahmen der Assistierte Ausbildungen nach § 130 SGB III a.F. können bis zum 30. 
September 2020 beginnen. Die bis dahin beginnenden Maßnahmen laufen nach den 
vertraglichen Gestaltungen für die jeweiligen Kohorten weiter. Eine Optionsziehung für die 
Begleitung weiterer Kohorten ab 2021 ist nicht möglich.  

Förderung von Grenzgängern 

An einer Maßnahme der ausbildungsbegleitenden Hilfen bzw. an der 
ausbildungsbegleitenden Phase der AsA-Maßnahme können auch junge Menschen 
teilnehmen, die ihren Wohnsitz in einem anderen EU-Mitgliedstaat haben und im 
Geltungsbereich des Sozialgesetzbuches als Grenzgänger im Rahmen einer betrieblichen 
Berufsausbildung ausgebildet werden. 

3. Einzelaufträge
Entfällt 



4. Info
Entfällt 

5. Haushalt
Entfällt 

6. Beteiligung
Entfällt 

gez. 
Unterschrift 

Anlagen 

Fachliche Weisungen – Ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) (PDF, Stand 01.07.2020) 
Anlage 1 zur Weisung 202007001 vom 01.07.2020 – abH und AsA - Übergangsregelungen 
und Öffnung für Grenzgänger während einer Berufsausbildung in Deutschland 

Fachliche Weisungen – Assistierte Ausbildung (AsA) (PDF, Stand 01.07.2020) Anlage 2 
zur Weisung 202007001 vom 01.07.2020 – abH und AsA - Übergangsregelungen und 
Öffnung für Grenzgänger während einer Berufsausbildung in Deutschland 
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Fachliche Weisungen 


Assistierte Ausbildung (AsA) 


Drittes Buch Sozialgesetzbuch – SGB III 


§ 130 SGB III
(in der bis 28.05.2020 geltenden Fassung) 
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Änderungshistorie 


Fassung vom Juni 2020 


• Änderungen aufgrund des Artikels 1 des Gesetzes zur Förderung der beruflichen Weiterbil- 
dung im Strukturwandel und zur Weiterentwicklung der Ausbildungsförderung gültig ab
29.05.2020
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1. § 130 Abs. 1 SGB III – Assistierte Ausbildung
1Die Agentur für Arbeit kann förderungsberechtigte junge Men- 
schen und deren Ausbildungsbetriebe während einer betriebli- 
chen Berufsausbildung (ausbildungsbegleitende Phase) durch 
Maßnahmen der Assistierten Ausbildung mit dem Ziel des er- 
folgreichen Abschlusses der Berufsausbildung unterstützen. 
2Die Maßnahme kann auch eine vorgeschaltete ausbildungsvor- 
bereitende Phase enthalten. 


Kernstück der Assistierten Ausbildung ist die Begleitung und Unter- 
stützung während einer betrieblichen Berufsausbildung. Die Assis- 
tierte Ausbildung kann sich in zwei Phasen gliedern. 


In der 
ausbildungsbegleitenden Phase (Phase II) - obligatorisch 
bis zum individuellen erfolgreichen Ausbildungsabschluss mit folgen- 
den Inhalten: 


Unterstützung der Teilnehmenden und der Betriebe während 
der betrieblichen Ausbildung sowie Vorbereitung des an- 
schließenden Übergangs in versicherungspflichtige Beschäf- 
tigung. 


Die Rechte und Pflichten aus dem Ausbildungsverhältnis bleiben von 
der Assistierten Ausbildung unberührt. 


Innerhalb der Maßnahmen der Assistierten Ausbildung gibt es zur 
Vorbereitung und passgenauen Ausbildungsvermittlung zusätzlich 
die Möglichkeit einer 


ausbildungsvorbereitenden Phase (Phase I) – fakultativ 
grundsätzlich maximal bis zu sechs Monaten (eine individuelle Ver- 
längerung um bis zu zwei Monate ist möglich) mit folgenden Inhalten: 


Standortbestimmung, Berufsorientierung, Profiling, Bewer- 
bungstraining, berufspraktische Erprobungen und aktive, spe- 
ziell auf die Belange des einzelnen Teilnehmenden und des 
einzelnen Betriebes ausgerichtete Ausbildungsstellenakquise 
sowie Unterstützung der Teilnehmenden und der Betriebe bei 
Formalitäten vor und beim Vertragsabschluss. 


Auf eine vorgeschaltete Ausbildungsvorbereitungsphase im Rahmen 
von AsA kann auch verzichtet werden. Damit sollte Flexibilität ge- 
schaffen werden, um eine Anschlussfähigkeit an und Abstimmung mit 
vorbereitenden Maßnahmen des Landes zu ermöglichen. Eine Förde- 
rung dieser den Landesgesetzen unterliegenden Angebote durch die 
BA ist nicht möglich. 


Phasen der AsA 
(130.10) 


Phase II 
- obligatorisch –
(130.11)


Phase I 
- fakultativ –
(130.12)
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2. § 130 Abs. 2 SGB III – Förderberechtigte junge
Menschen


1Förderungsberechtigt sind lernbeeinträchtigte und sozial be- 
nachteiligte junge Menschen, die wegen in ihrer Person liegen- 
der Gründe ohne die Förderung eine betriebliche Berufsausbil- 
dung nicht beginnen, fortsetzen oder erfolgreich beenden kön- 
nen. 2§ 57 Absatz 1 und 2 gilt entsprechend. 


Die Förderung als Teilnehmenden richtet sich an junge Menschen, 
die 


• lernbeeinträchtigt oder sozial benachteiligt sind
und


• i. d. R. ohne berufliche Erstausbildung sind und


• die Ausbildungsreife und Berufseignung besitzen und


• nicht vollzeitschulpflichtig und


• i. d. R. unter 25 Jahre alt sind und


• wegen in ihrer Person liegender Gründe ohne die Förderung eine
Berufsausbildung in einem Betrieb nicht beginnen, fortsetzen o- 
der erfolgreich beenden können.


Unter Berücksichtigung der Fördermöglichkeiten der Assistierten 
Ausbildung (Inhalt und Dauer) muss grundsätzlich zu erwarten sein, 
dass die individuellen Voraussetzungen der Teilnehmenden zur Auf- 
nahme einer Berufsausbildung und deren erfolgreichen Abschluss 
vorhanden sind bzw. geschaffen werden können. 


Für die Definition von Lernbeeinträchtigten und sozial Benachteiligten 
gelten die Erläuterungen in den Fachlichen Weisungen zu BaE ana- 
log (FW BaE.76.51). 


Alleinerziehende sowie junge Menschen, die Angehörige pflegen und 
auf Grund ihrer familiären Verpflichtungen nur mit eingeschränktem 
Zeitumfang teilnehmen können, sollen gleichermaßen durch AsA ge- 
fördert werden. 


Die genannten Fördermöglichkeiten stehen auch Menschen mit Be- 
hinderungen offen. Junge Menschen mit Behinderungen können 
ebenfalls an der Assistierten Ausbildung teilnehmen, sofern mit die- 
ser allgemeinen Maßnahme ihr individueller Förderbedarf abgedeckt 
werden kann und die Teilhabe am Arbeitsleben erreicht wird. Die Be- 
reitstellung bzw. Gewährung individueller rehabilitations-spezifischer 
Leistungen im Einzelfall schließt die Teilnahme an der Assistierten 
Ausbildung nicht aus. 


Die jungen Menschen müssen auf jeden Fall eine betriebliche Aus- 
bildung anstreben bzw. absolvieren. Sollte sich im Laufe der Phase I 


Förderungsberechti- 
gung der Teilneh- 
menden 
(130.21) 


Teilzeit 


Junge Menschen mit 
Behinderungen 


Förderfähige 
Berufsausbildung 
(130.22) 
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ein anderer Berufswunsch und damit verbunden ein anderer Ausbil- 
dungsweg (z. B. schulisch) herausbilden, so ist die Teilnahme spä- 
testens mit der Aufnahmebestätigung für diese Ausbildung zu been- 
den. Falls eine betriebliche Ausbildung aufgrund regionaler Beson- 
derheiten zu Beginn (i. d. R. erstes Ausbildungsjahr) schulisch durch- 
geführt wird, so ist während der schulischen Ausbildungszeit keine 
Teilnahme, jedoch ab dem Beginn der betrieblichen Ausbildungszeit 
(i. d. R. zweites Ausbildungsjahr) die Teilnahme an der Assistierten 
Ausbildung möglich. 


Das dritte Ausbildungsjahr einer mit der Assistierten Ausbildung nach 
dem zweiten Ausbildungsjahr erfolgreich abgeschlossenen Stufen- 
ausbildung sollte nicht generell weiterhin gefördert werden. Hierbei 
sollte man sich an der Förderungsmöglichkeit einer Zweitausbildung 
orientieren.   Für   den   Übergang   aus   einer   Ausbildung  gemäß 
§ 66 BBiG  /  §  42r  HwO  in  eine  anerkannte  Ausbildung  nach
§§ 4, 5 Abs.2  ff BBiG / §§ 25, 26 Abs.2 HwO  sind die FW  Reha zu
§ 116 SGB III zu beachten.


Mit Inkrafttreten des Pflegeberufereformgesetzes am 1.1.2020 kön- 
nen auch Berufsausbildungen nach Teil 2 des Pflegeberufegesetzes 
gefördert werden. Vorher begonnene Ausbildungen im Pflegebereich 
können – mit Ausnahme von Ausbildungen nach dem Altenpflegege- 
setz –nicht gefördert werden. Nicht förderbar sind nach wie vor die 
landesrechtlich geregelten Helferausbildungen im Pflegebereich. 


Das individuelle Maßnahmeende der Teilnehmenden wird bei Eintritt 
in die Maßnahme während Phase I auf das voraussichtliche Endda- 
tum einer dreijährigen betrieblichen Ausbildung festgelegt, um von 
Beginn an der Zielsetzung der Assistierten Ausbildung gerecht zu 
werden. Bei einem direkten Eintritt in Phase II ist die Dauer des vor- 
liegenden Ausbildungsvertrages maßgeblich. 


Spätestens zum Regel-Maßnahmeende ist über eine ggf. erforderli- 
che Maßnahmeverlängerung zu entscheiden (z. B. bei erfolgloser Ab- 
schlussprüfung). Die Assistierte Ausbildung endet spätestens mit der 
Verkündung des Ergebnisses der erfolgreichen Abschlussprüfung. 


Die Betreuung in der Assistierten Ausbildung endet in jedem Fall mit 
Ablauf der Phase I, wenn kein nahtloser Übergang in betriebliche 
Ausbildung erfolgt. Eine erneute Teilnahme bei Vorliegen eines be- 
trieblichen Ausbildungsvertrages kann jederzeit wieder erfolgen. 


Stufenausbildung 
Fachpraktiker- 
ausbildung 


Pflegeberufe 


Regel- 
Maßnahmeende 
(130.23) 


Maßnahme- 
verlängerung 


Vorzeitige 
Beendigung nach 
Phase I 
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3. § 130 Abs. 2a SGB III – Ausländerinnnen und
Ausländer in der Phase I


1In der ausbildungsvorbereitenden Phase sind Ausländerinnen 
und Ausländer förderungsberechtigt, wenn die Voraussetzun- 
gen nach Absatz 2 vorliegen und sie eine Erwerbstätigkeit aus- 
üben dürfen oder ihnen eine Erwerbstätigkeit erlaubt werden 
kann. 2Für eine Unterstützung in dieser Phase müssen Auslän- 
derinnen und Ausländer, die eine Aufenthaltsgestattung nach 
dem Asylgesetz oder eine Duldung besitzen, zudem 


1. sich seit mindestens 15 Monaten erlaubt, gestattet oder
geduldet im Bundesgebiet aufhalten und


2. schulische Kenntnisse und Kenntnisse der deutschen
Sprache besitzen, die einen erfolgreichen Übergang in
eine Berufsausbildung erwarten lassen.


3Gestattete oder geduldete Ausländerinnen und Ausländer, die 
vor dem 01. August 2019 in das Bundesgebiet eingereist sind, 
müssen sich abweichend von Satz 2 Nummer 1 seit mindestens 
drei Monaten erlaubt, gestattet oder geduldet dort aufhalten. 


Ausländerinnen und Ausländer können grundsätzlich in der Phase I 
gefördert werden, wenn sie nicht vom Arbeitsmarktzugang ausge- 
schlossen sind. Insbesondere ist eine Förderung nicht möglich, wenn 
ein Beschäftigungsverbot vorliegt. 


Gefördert werden können sowohl diejenigen, denen eine Erwerbstä- 
tigkeit erlaubt ist als auch diejenigen, denen die Ausländerbehörde 
eine Erwerbstätigkeit erlauben kann (z. B. Gestattete mit dem Ver- 
merk in der Aufenthaltsgestattung, dass die Erwerbstätigkeit nur mit 
Erlaubnis der Ausländerbehörde zulässig ist.). Für die Teilnahme an 
der Phase I ist die Erlaubnis noch nicht erforderlich. 


Gestattete und Geduldete müssen zusätzlich einen rechtmäßigen 
Aufenthalt in Deutschland von mindestens 15 Monaten zum Zeitpunkt 
der Förderentscheidung aufweisen. Für Gestattete und Geduldete, 
die vor dem 1. August 2019 eingereist sind, gilt eine verkürzte Frist 
von drei Monaten. 


Für die Aufnahme einer dualen Berufsausbildung sollte im Allgemei- 
nen das Sprachniveau B2 (vgl. Gemeinsamer Europäischer Refe- 
renzrahmen für Sprachen (GER)) vorliegen. Um das Ziel der Phase I 
nicht zu gefährden, sollte somit in der Regel das Sprachniveau B1 
bei Eintritt bereits erreicht sein. Die notwendigen Sprachkenntnisse 
hängen dabei sehr vom Zielberuf bzw. angestrebten Berufsfeld ab. 
Zusätzlich sind neben den Sprachkenntnissen beispielsweise auch 
Lerntempo, Vorbildung und Berufserfahrung sowie die Motivation 
wichtige Kriterien. Diese sind daher im Einzelfall abzuwägen. Bei po- 
tenziellen Teilnehmenden, die noch kein Zertifikat eines Jugend-/In- 
tegrationskurses oder ähnlicher Kurse besitzen, sollte bei Zweifeln an 


Arbeitsmarktzugang 
(130.2a1) 


Spätere Erlaubnis 
(130.2a2) 


Teilnahme von 
Gestatteten und 
Geduldeten 
(130.2a3) 


Sprachniveau 
(130.2a4) 



http://www.europaeischer-referenzrahmen.de/

http://www.europaeischer-referenzrahmen.de/
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den erforderlichen Sprachkenntnissen bzw. den Erfolgsaussichten- 
der BPS zur Eignungsfeststellung eingeschaltet werden. 


Die Prüfung der Voraussetzungen muss in der Förderentscheidung 
dokumentiert werden (vgl. V.AsA.05). 


4. § 130 Abs. 3 SGB III – Unterstützung und Begleitung
im Betrieb


Der förderungsberechtigte junge Mensch wird, auch im Betrieb, 
individuell und kontinuierlich unterstützt und sozialpädago- 
gisch begleitet. 
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5. § 130 Abs. 4 SGB III - Ausbildungsbegleitende Phase
(Phase II)


1In der ausbildungsbegleitenden Phase werden förderungsbe- 
rechtigte junge Menschen unterstützt 
1. zum Abbau von Sprach-und Bildungsdefiziten,
2. zur Förderung fachtheoretischer Fertigkeiten, Kenntnisse


und Fähigkeiten
und


3. zur Stabilisierung des Berufsausbildungsverhältnisses.


2Die Unterstützung ist mit dem Ausbildungsbetrieb abzustim- 
men und muss über die Vermittlung betriebs- und ausbildungs- 
üblicher Inhalte hinausgehen. 


Die Inhalte der Phase II orientieren sich an den ausbildungsbeglei- 
tenden Hilfen ergänzt um die Stabilisierung des Ausbildungsverhält- 
nisses. Die Unterstützungsangebote sind hinsichtlich der konkreten 
Ausgestaltung und Intensität individuell und kontinuierlich den Bedar- 
fen der Teilnehmenden und deren Ausbildungsbetriebe anzupassen. 


Falls potenzielle Teilnehmende bereits durch eine Berufseinstiegsbe- 
gleitung unterstützt werden, sollte geprüft werden, inwieweit eine För- 
derung in AsA aufgrund der konkreten Unterstützungsleistungen 
durch das eingesetzte Personal und der längeren Förderdauer sinn- 
voller wäre als eine weitere Förderung mit BerEb. Eine gleichzeitige 
Förderung sollte nicht erfolgen. 


Vor einer Teilnahme an einer außerbetrieblichen Ausbildung (BaE, 
Reha-Ausbildungen nach § 117 SGB III) sollte die Möglichkeit der 
Teilnahme an AsA geprüft werden, da eine betriebliche Ausbildung 
Vorrang hat. 


Zielgruppe der begleiteten betrieblichen Ausbildung (bbA) sind junge 
Menschen mit Behinderungen, die für eine betriebliche Ausbildung 
geeignet erscheinen und wegen ihrer Behinderungen besonderer 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben bedürfen (§ 117  Abs. 1 
Nr. 1b SGB III). Bei Bedarf stellt der Bildungsträger sicher, dass die 
in § 6 der Rahmenregelung für Ausbildungsregelungen für behinderte 
Menschen gemäß § 66 BBiG/§ 42 HwO durch den Hauptausschuss 
des Bundesinstituts für Berufsbildung (BiBB) geforderte rehabilitati- 
onspädagogische Zusatzqualifikation (ReZA) für die Ausbildung 
durch geeignete Unterstützung der Ausbildungsbetriebe gewährleis- 
tet ist. 


Vor Eintritt in die Phase II muss ein Ausbildungsvertrag unterzeichnet 
sein. Die Prüfung von Staatsangehörigkeit, Aufenthaltsstatus und 
Voraufenthaltszeit als Fördervoraussetzungen für Phase II ist nicht 
notwendig aufgrund der Aufnahmemöglichkeit einer Berufsausbil- 
dung. 


Inhalte Phase II 
(130.41) 


Abgrenzung zu 
abH 


Abgrenzung zu 
BerEb 


Abgrenzung zu 
BaE und 
Reha-Ausbildungen 


Abgrenzung zu 
bbA 


Ausbildungsvertrag 
(130.42) 
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6. § 130 Abs. 5 SGB III – Ausbildungsvorbereitende
Phase (Phase I)


1In einer ausbildungsvorbereitenden Phase werden förderungs- 
berechtigte junge Menschen 
1. auf die Aufnahme einer betrieblichen Berufsausbildung vor- 


bereitet
und


2. bei der Suche nach einer betrieblichen Ausbildungsstelle un- 
terstützt.


2Die ausbildungsvorbereitende Phase darf eine Dauer von bis zu 
sechs Monaten umfassen. 3Konnte der förderungsberechtigte 
junge Mensch in dieser Zeit nicht in eine betriebliche Berufsaus- 
bildung vermittelt werden, kann die ausbildungsvorbereitende 
Phase bis zu zwei weitere Monate fortgesetzt werden. 4Sie darf 
nicht den Schulgesetzen der Länder unterliegen. 5Betriebliche 
Praktika können abgestimmt auf den individuellen Förderbedarf 
in angemessenem Umfang vorgesehen werden. 


Eine Phase I kann nur eine Phase II ergänzen. Eine isolierte Phase I 
ist keine eigenständige Maßnahme und kann nicht nach 
§ 130 SGB III gefördert werden.


Eine Teilnahme an der fakultativen Phase I setzt eine entsprechende 
Förderungsberechtigung bereits für die Ausbildungsaufnahme vo- 
raus. I. d. R. handelt es sich um gemeldete Bewerberinnen und Be- 
werber für eine betriebliche Ausbildung, die auch nach dem soge- 
nannten 5. Quartal noch ohne betriebliche Ausbildungsstelle sind. Da 
AsA ein intensives Unterstützungs- und kein allgemeines Vermitt- 
lungsinstrument darstellt, sollte eine Förderung der Phase I im Schul- 
entlassjahr eher die Ausnahme sein. Der Übergang zwischen den 
Phasen erfordert keine erneute Prüfung des Förderbedarfes, da eine 
fakultative Phase I Bestandteil der AsA ist (vgl. 130.11). 


Der Schwerpunkt der Phase I liegt auf vermittlungsunterstützenden 
Leistungen wie bspw. Bewerbungstraining und Stärkung der Motiva- 
tion. Der Abbau von Sprach- und Bildungsdefiziten kann nur im be- 
grenzten Umfang Inhalt der Phase I sein. Falls junge Menschen einer 
intensiven Aktivierung bzw. einer Qualifizierung bedürfen, kommt ggf. 
die Teilnahme an den Aktivierungshilfen für Jüngere nach 
§ 45 SGB III bzw. BvB in Betracht.


Im Rahmen der Berufsorientierung, zur Absicherung der Berufswahl- 
entscheidung und zum Kennenlernen eines potenziellen Ausbil- 
dungsbetriebes können betriebliche Praktika in der Phase I gezielt 
eingesetzt werden. Sofern die Praktika den zentralen Inhalt für den 
jungen Menschen darstellen sollen, so kommt EQ in Betracht. 


Inhalte Phase I 
(130.51) 


Förderungsberechti- 
gung 


Abgrenzung zu 
BvB und 
AhfJ 


Abgrenzung zu 
EQ 
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Während der individuellen Teilnahme an einer fakultativen Phase I 
haben die Teilnehmenden Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe 
(BAB) wie in einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme – BvB - 
(siehe § 56 Absatz 2 Satz 2 SGB III). 


 
Für die Beantragung der BAB sind die Vordrucke für BvB zu verwen- 
den. Die Berufsberaterin/der Berufsberater versieht die Fachliche 
Stellungnahme (Vordruck BA II BAB04) unter "Sonstiges" mit einem 
Hinweis auf die Förderung der ausbildungsvorbereitenden Phase ei- 
ner AsA nach § 130 i. V. m. § 56 Abs. 2 Satz 2 SGB III. Die BAB für 
diese Fälle ist unter den Leistungsarten der BAB für die Teilnahme 
an einer BvB anzuweisen. Der Bewilligungsbescheid der BAB sollte 
mit dem Zusatz versehen werden: "Die Berufsausbildungsbeihilfe 
wird für die Teilnahme an der ausbildungsvorbereitenden Phase ei- 
ner Assistierten Ausbildung erbracht (§ 130 i. V. m. § 56 Abs. 2 Satz 
2 SGB III)." 


 
Gestattete sind während der Teilnahme nicht zum Bezug von BAB 
berechtigt (vgl. § 56 Absatz 2 Satz 3 SGB III). Sie erhalten ggf. Leis- 
tungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG). 


BAB 
(130.52) 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


Gestattete erhalten 
kein BAB 
(130.53) 
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7. § 130 Abs. 6 SGB III – Förderfähiger Betrieb
1Betriebe, die einen förderungsberechtigten jungen Menschen 
betrieblich ausbilden, können bei der Durchführung der Berufs- 
ausbildung unterstützt werden 
1. administrativ und organisatorisch


und
2. zur Stabilisierung des Berufsausbildungsverhältnisses.


2Im Fall des Absatzes 1 Satz 2 können Betriebe, die das Ziel ver- 
folgen, einen förderungsberechtigten jungen Menschen betrieb- 
lich auszubilden, zur Aufnahme der Berufsausbildung in der 
ausbildungsvorbereitenden Phase im Sinne von Satz 1 unter- 
stützt werden. 


Förderfähig ist jeder Betrieb, der 


• ernsthaft seine Bereitschaft erklärt, eine/n Teilnehmende/n in be- 
triebliche Ausbildung zu übernehmen, oder


• eine/n Teilnehmende/n in betriebliche Ausbildung übernommen
hat.


Der (gemeinsame) Arbeitgeber-Service berät Arbeitgeber bedarfsge- 
recht zu Fördervoraussetzungen, Aufbau und Inhalten der AsA. Aus- 
bildungsstellenangebote, die auch für AsA zur Verfügung stehen, 
sind in VerBIS mit der internen Kennung „AsA“ zu kennzeichnen, um 
gezielte Stellensuchläufe für die Berufsberater/innen zu ermöglichen. 
Die Ausgestaltung des Verfahrens an der Schnittstelle AG-S – Be- 
rufsberatung bzw. Team Rehabilitation/SB obliegt den Dienststellen 
in eigener Verantwortung. 


Den Betrieben ist vom Bildungsträger von Beginn an eine intensive 
Begleitung anzubieten. Hierzu schließen sie eine schriftliche Koope- 
rationsvereinbarung über die konkreten Unterstützungsleistungen. 


Unterstützungsleistungen könnten sein: 


• Unterstützung und Information der betrieblichen Ausbilder in Vor- 
bereitung und bei der Umsetzung der Ausbildung und Qualifizie- 
rung


• Unterstützung bei der Vorbereitung schriftlicher Antragsunterla- 
gen im Rahmen einer Beantragung von Fördermitteln durch den
Betrieb,


• Unterstützung bei administrativen Tätigkeiten im Rahmen der
Ausbildungsdurchführung (z. B. Anmeldung bei der Berufsschule,
Weitergabe des Ausbildungsvertrages an die zuständige
Stelle/Kammer, Anmeldung zu Prüfungsterminen),


Förderfähiger 
Betrieb 
(130.61) 


AG-S 
(130.62) 


Kooperationsverein- 
barung 
(130.63) 


Unterstützungs- 
leistungen an AG 
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• Koordination zwischen verschiedenen Lernorten (z. B. Berufs- 
schule, Partnerbetrieben) und Ausbildungsbeteiligten (z. B. zu- 
ständige Stellen/Kammern).


Insbesondere regelmäßige Gespräche mit den an der Ausbildung Be- 
teiligten im Betrieb dienen dem frühzeitigen Erkennen von möglichen 
Schwierigkeiten und sich daraus ergebende Handlungsbedarfe. 


Falls die Maßnahme eine Phase I beinhaltet, sind die Unterstützungs- 
leistungen durch den Bildungsträger bereits im Zusammenhang mit 
der Anbahnung eines Ausbildungsverhältnisses zu erbringen. 


In Phase I ergeben sich weitere Unterstützungsleistungen: 


• zur Schaffung der Ausbildungsvoraussetzungen,


• individuelle Unterstützungsmöglichkeiten von AsA bei Einstellung
einer/eines förderbaren Teilnehmenden.
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8. § 130 Abs. 7 SGB III – Maßnahmeanforderungen und 
-kosten 


1§ 77 gilt entsprechend. Die Leistungen an den Träger der Maß- 
nahme umfassen die Maßnahmekosten. 2§ 79 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 1 und 2 gilt entsprechend. 


 
 


Träger, die Assistierte Ausbildung nach § 130 SGB III durchführen 
wollen, müssen durch eine fachkundige Stelle nach Maßgabe der 
§§ 176 ff. SGB III zugelassen sein. 


Trägerzulassung 
(130.71) 
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9. § 130 Abs. 8 SGB III – Möglichkeit zur Erweiterung
der Förderbedürftigkeit junger Menschen


1Abweichend von Absatz 2 Satz 1 können unter den Vorausset- 
zungen von Satz 2 auch junge Menschen förderungsberechtigt 
sein, die aufgrund besonderer Lebensumstände eine betriebli- 
che Berufsausbildung nicht beginnen, fortsetzen oder erfolg- 
reich beenden können. 2Voraussetzung ist, dass eine Landes- 
konzeption für den Bereich des Übergangs von der Schule in 
den Beruf besteht, in der die besonderen Lebensumstände kon- 
kretisiert sind, dass eine spezifische Landeskonzeption zur As- 
sistierten Ausbildung vorliegt und dass sich Dritte mit mindes- 
tens 50 Prozent an der Förderung beteiligen. 


Der förderbedürftige Personenkreis kann erweitert werden um junge 
Menschen, bei denen besondere Lebensumstände dazu geführt ha- 
ben, dass sie aufgrund in ihrer Person liegende Gründe eine Berufs- 
ausbildung in einem Betrieb nicht beginnen, fortsetzen oder erfolg- 
reich beenden können. Voraussetzungen für diese Erweiterung sind: 
1. in dem Land, in dem der junge Mensch seinen Wohnsitz hat, ist


ein Landeskonzept für den Übergang von der Schule in den Beruf
vorhanden, in dem die besonderen Lebensumstände konkreti- 
siert sind;


2. in diesem Land gibt es eine spezifische Landeskonzeption für
AsA;


3. ein Dritter beteiligt sich finanziell mit mindestens 50 Prozent an
den Maßnahmekosten von AsA.


Viele Länder haben bereits begonnen, den Übergangsbereich von 
der Schule in den Beruf zu reformieren und im Rahmen von 
Landeskonzeptionen zu systematisieren. Das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF), das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS) und die BA unterstützen diese Vorhaben durch 
das Angebot zum Abschluss von Bund-Länder-Vereinbarungen im 
Rahmen der Initiative „Abschluss und Anschluss – Bildungsketten bis 
zum Ausbildungsabschluss“. Die Assistierte Ausbildung kann auf 
Basis des Fachkonzeptes die Länderkonzeptionen unterstützen – 
insbesondere durch eine mögliche Erweiterung des förderfähigen 
Personenkreises. 


Eine Unterstützung mit AsA ist nur dann angemessen, wenn sie 
durch bestimmte Lebensumstände erforderlich ist. Allein 
Schwierigkeiten bei der Suche nach der gewünschten 
Ausbildungsstelle oder schwache Leistungen in der Schule 
rechtfertigen keine Teilnahme an AsA. 


Deshalb ist es wichtig, dass die Länderkonzepte für AsA wesentliche 
Standards wie z. B. Definition der Zielgruppe, der Inhalte (u. a. 
Qualifizierungen), des Betreuungsrahmens, die Art und den Umfang 


erweiterter 
Personenkreis 
(130.81) 


Landeskonzept 
(130.82) 



http://www.bildungsketten.de/

http://www.bildungsketten.de/
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der Förderplanung sowie die konkrete Einbindung von Betrieben 
beschreiben. 


Falls ein Land vorbereitende Module in der Schule anbietet, sollten 
Absprachen über den Übergang in AsA (dann ohne Phase I) 
getroffen werden. Die vorbereitenden Module in der Schule können 
nicht nach § 130 SGB III gefördert werden. 


Bei einer Erweiterung des Personenkreises ist zwingend eine 
mindestens 50 prozentige Kofinanzierung der Maßnahmekosten 
durch Dritte erforderlich. Diese kann ausschließlich in Form 
monetärer Mittel für die Einrichtung entsprechender Maßnahmen 
eingebracht werden. 


Neben einer Kofinanzierung durch die Länder kommt eine 
Kofinanzierung durch andere Dritte in Betracht, soweit es sich um 
Partner handelt, die die Assistierte Ausbildung nicht nur als 
temporäres Projekt zeitweise mitfinanzieren, sondern eine 
verbindliche Perspektive für eine langfristige Zusammenarbeit bieten. 
Auch eine Förderung durch Vereine, Stiftungen o. ä. kommt in 
Betracht, wenn diese aufgrund ihrer Aufstellung und Ziele die 
erforderliche mittelfristige Verbindlichkeit bieten. 


Eine Identität zwischen Kofinanzierer und dem Maßnahmeträger ist 
ausgeschlossen. 


Kofinanzierung 
durch Länder 
(130.83) 


Kofinanzierung 
durch Dritte 
(130.84) 
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10. § 130 Abs. 9 SGB III – Zeitliche Erprobung der Assis- 
tierten Ausbildung


1Maßnahmen können bis zum 30. September 2020 beginnen. Die 
Unterstützung von Auszubildenden und deren Ausbildungsbe- 
trieben kann in bereits laufenden Maßnahmen auch nach diesem 
Zeitpunkt beginnen. 2Die oder der Auszubildende muss spätes- 
tens in dem Ausbildungsjahr den Termin für die vorgesehene 
reguläre Abschlussprüfung haben, in dem die ausbildungsbe- 
gleitende Phase der Maßnahme endet. 


Das Instrument der Assistierten Ausbildung sollte zunächst in vier 
Ausbildungsjahrgängen (mit Beginn in 2015, 2016, 2017 und 2018) 
erprobt werden. 


Mit dem „Gesetz zur Verlängerung befristeter Regelungen im Arbeits- 
förderungsrecht und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2102 
über den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen An- 
wendungen öffentlicher Stellen“ vom 10. Juli 2018 2018 wurde die 
Erprobung um zwei weitere Ausbildungsjahrgänge (mit Beginn in 
2019 und 2020) verlängert. 


Auszubildende können jederzeit in laufende Maßnahmen nach- 
rücken, sofern die betriebliche Ausbildung voraussichtlich spätestens 
zum Ende des jeweiligen Vertrages (also spätestens im Sommer 
2023) endet. Bei späteren Prüfungsterminen aufgrund 3,5-jähriger 
Ausbildung, Ausbildungsverlängerungen oder Wiederholungsprüfun- 
gen verlängern sich die Maßnahmen bis zum Ende der letzten indivi- 
duellen Teilnahme einer bzw. eines Teilnehmenden. 


Erprobung 
(130.91) 
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11. § 450 Abs. 2 SGB III – Gesetz zur Förderung der be- 
ruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und zur
Weiterentwicklung der Ausbildungsförderung


(2) 1Für Maßnahmen der Assistierten Ausbildung, die bis zum
30. September 2020 beginnen, gelten § 130 und die §§ 77 und 79
in der bis zum 28. Mai 2020 geltenden Fassung. 2Förderungsbe- 
rechtigt in der ausbildungsbegleitenden Phase sind auch junge
Menschen, die im Fall einer Berufsausbildung zusätzlich zu den
in § 130 Absatz 2 Satz 1 in der bis zum 28. Mai 2020 geltenden
Fassung genannten Voraussetzungen abweichend von § 30 Ab- 
satz 1 des Ersten Buches ihren Wohnsitz und ihren gewöhnli- 
chen Aufenthalt außerhalb von Deutschland haben, deren Aus- 
bildungsbetrieb aber in Deutschland liegt.


Maßnahmen der Assistierte Ausbildungen nach § 130 SGB III a.F. 
können bis zum 30. September 2020 beginnen. Die bis dahin begin- 
nenden Maßnahmen laufen nach den vertraglichen Gestaltungen für 
die jeweiligen Kohorten weiter. 


An der ausbildungsbegleitenden Phase der Maßnahme können auch 
junge Menschen teilnehmen, die ihren Wohnsitz in einem anderen 
EU-Mitgliedstaat haben und im Geltungsbereich des Sozialgesetzbu- 
ches als Grenzgänger im Rahmen eine nach § 57 Abs. 1 SGB III för- 
derfähigen Berufsausbildung ausgebildet werden. Grenzgänger ist, 
wer regelmäßig täglich oder wöchentlich an seinen Wohnsitz zurück- 
kehrt. 


Übergangsregelung 
(450.21) 


Grenzgänger 
(450.22) 
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12. Verfahren AsA 
 


12.1 Vergaberecht 
Maßnahmen werden nach den Vorschriften des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), der Vergabeverordnung (VgV) 
und der Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) durch die Regiona- 
len Einkaufszentren (REZ) nach Bedarf der Agentur für Arbeit be- 
schafft. Dies gilt auch bei Kofinanzierung durch Dritte. Eine finanzielle 
Beteiligung der BA an Maßnahmen, die von Dritten eingerichtet wer- 
den, ist anders als bei Berufsorientierungsmaßnahmen (§ 48 SGB III) 
nicht möglich. 


 
12.2 Zuständigkeit 


Die Zuständigkeit der Agenturen für Arbeit richtet sich gem. 
§ 327 Abs. 5 SGB III (Leistungen an Träger) nach dem Bezirk, in 
dem die Maßnahme durchgeführt wird. Die Abwicklung der bewillig- 
ten Leistung obliegt dem zuständigen Operativen Service. 


 
Die Betreuung der Teilnehmenden während der Maßnahme fällt nicht 
unter die Dienstleistung „O.1. Ausbildungsvermittlung“. 


 
Leistungen für Berechtigte im Sinne des § 7 SGB II, die nicht zum 
Personenkreis der Aufstocker zählen, sind von den Trägern der 
Grundsicherung zu beauftragen und zu finanzieren. Abweichend von 
der Zuständigkeit der Agenturen für Arbeit ist hierbei der Wohnsitz 
des Berechtigten maßgeblich. 


 
Ein Wegfall der Hilfebedürftigkeit im Förderverlauf führt nicht zu ei- 
nem Wechsel der Kostenträgerschaft (§ 16g SGB II). Ein Wechsel 
der Kostenträgerschaft während der Teilnahme erfolgt ebenfalls 
nicht, falls im Förderverlauf Hilfebedürftigkeit entstehen sollte. Zu be- 
achten ist bei AsA, dass Phase I keine eigene Maßnahme/geson- 
derte Förderung ist. 


 
12.3 Maßnahmebetreuung und Qualitätssicherung 


Für jede Maßnahme ist eine maßnahmebetreuende Fachkraft mit 
den wahrzunehmenden wesentlichen Aufgaben – insbesondere für 
die Koordination mit dem Bildungsträger und der Überwachung der 
Auslastung - festzulegen. Das konkrete Verfahren ist mit dem jewei- 
ligen Bildungsträger abzustimmen. 


 
Der Agentur für Arbeit obliegt auch die Qualitätssicherung hinsichtlich 
der Maßnahmeumsetzung. 


 
Siehe hierzu auch den “Leitfaden Lebensbegleitende Berufsbera- 
tung“, Teil B, Punkt 8.1 „Agenturkonzept zur Maßnahmebetreuung“ 
(Anlage 1 zur Weisung 201912024). 


 


Vergaberecht 
(V.AsA.01) 


 
 
 
 
 
 
 
 


Zuständigkeit 
(V.AsA.02) 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


Maßnahmebetreu- 
ung 
(V.AsA.03) 
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12.4 Optimale Nutzung der Platzkapazitäten 
Zur optimalen Nutzung der Platzkapazitäten hat der Bildungsträger 
den Bedarfsträger regelmäßig über die Auslastung zu informieren. 
Freie und frei werdende Plätze sind der Agentur für Arbeit unverzüg- 
lich mitzuteilen. Eine Nachbesetzung ist jederzeit möglich. 


 
Die Vertrags- und Optionszeiträume beziehen sich auf bestimmte 
Ausbildungsjahrgänge. Ausschlaggebend für die Zugehörigkeit zu ei- 
nem Ausbildungsjahrgang ist der Ausbildungsbeginn bzw. bei einem 
späteren Eintritt in einer laufenden Maßnahme das voraussichtliche 
(reguläre) Ausbildungsende (z. B. bei zweijähriger Ausbildung). Die 
individuelle Ausbildung muss mit Ende der Förderung des jeweiligen 
Ausbildungsjahrgangs enden. 


 
12.5 Datenerfassung in den IT-Verfahren 


Die Erfassung der Teilnehmenden an der Assistierten Ausbildung in 
den IT-Verfahren der BA ist wie folgt vorgesehen: 


 
Die Entscheidung über das Vorliegen der individuellen Förderungs- 
voraussetzungen ist in der Kundenhistorie von VerBIS (Typ „Bera- 
tungsvermerk“) zu dokumentieren (vgl. “Leitfaden Lebensbegleitende 
Berufsberatung“, Teil B, Punkt 8 (Anlage 1 zur Weisung 201912024). 


 
Der zuständige Operative Service erfasst die Maßnahmen in 
COSACH im Verfahrenszweig AMP. 


 
Die Maßnahmen der Assistierten Ausbildung (AsA) mit Beginn im 
Jahr 2015 und deren Teilnehmende sind in COSACH im Verfahrens- 
zweig AMP, Förderbereich FdBA, Förderart AsA, Förderfeld AsA-01 
erfasst. Für die Maßnahmen ab 2016 erfolgt eine Differenzierung zwi- 
schen Maßnahmen ohne Phase I und mit Phase I sowie Maßnahmen 
mit Kofinanzierung und ohne Kofinanzierung. Maßnahmen ohne 
Phase I sind in COSACH im Verfahrenszweig AMP, Förderbereich 
FdBA, Förderart AsA, Förderfeld AsA-01 und Maßnahmen mit der 
Phase I im Förderfeld AsA-02 zu erfassen. 


 
Für jeden Ausbildungsjahrgang ist eine Maßnahme zu erfassen. 


 
Die Erfassung der Maßnahmen hat sich an der vertraglich abge- 
schlossenen Vereinbarung auszurichten; d. h. insbesondere 


 
1. bei Bietergemeinschaften ist nur ein Maßnahmedatensatz mit 


dem Vertragspartner anzulegen, 
 


2. nach Überarbeitung des Maßnahmedatensatzes in COSACH für 
Teilnehmende, die sich u. a. wegen der Verlängerung der Ausbil- 
dung zum Ende der Vertragslaufzeit noch in der Maßnahme be- 
finden und der Vertrag sich dadurch bis zum individuellen Ende 
der Ausbildung verlängert (siehe § 23 Abs. 1 der Vertragsbedin- 
gungen), ist das zuständige Regionale Einkaufszentrum zu infor- 


 
 


Nachbesetzung 
(V.AsA.04) 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


Datenerfassung 
(V.AsA.05) 


 
VerBIS 


 
 
 


COSACH 
 
 


AsA-01 
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mieren. Eine Anpassung der Laufzeit ist für die technische Um- 
setzung des Trägermanagements bzw. den fristgerechten Frage- 
bogenversand relevant. 


 
Die eingetragenen Ausbildungsverträge müssen spätestens zwölf 
Wochen nach Eintritt der / des Teilnehmenden in Phase II der Agen- 
tur für Arbeit vorgelegt werden. Der beauftragte Bildungsträger ist 
verpflichtet, die Ausbildungsverträge über das Ereignis „76: Ausbil- 
dungsvertrag vom Träger“ über eM@w zu übermitteln. 


 
Der Eingang ist vom zuständigen Operativen Service über COSACH 
(Auswahlbox „ja“) zu überwachen, die Auswahlbox mit „ja“ zu bele- 
gen und der Ausbildungsbetrieb einzutragen. 


 
Weitere Einzelheiten zur Erfassung von Maßnahme- und Teilnehmer- 
daten sind den COSACH-Versionsinformationen sowie den Schu- 
lungsunterlagen für COSACH zu entnehmen. 


 


12.6 Elektronische Maßnahmeabwicklung (eM@w) 
Der Datenaustausch zwischen Bildungsträger und Agentur für Arbeit 
erfolgt über eM@w. 


 
12.7 Individuelle Förderplanung 


Der beauftragte Bildungsträger ist verpflichtet, für alle Teilnehmen- 
den bei Eintritt in die Maßnahme eine Förderplanung zu erstellen und 
regelmäßig fortzuschreiben. Eine Übermittlung per eM@w erfolgt 
nicht, die Berufsberaterin/der Berufsberater kann diese beim Bil- 
dungsträger jederzeit einsehen. 


 
12.8 Leistungs- und Verhaltensbeurteilung (LuV) 


Der beauftragte Bildungsträger ist verpflichtet, zu den im fachlichen 
Infopaket zu eM@w festgelegten Anlässen der zuständigen Berufs- 
beraterin/dem zuständigen Berufsberater eine Leistungs- und Verhal- 
tensbeurteilung (LuV) zur Genehmigung vorzulegen. Diese beinhal- 
tet die maßgeblichen Aussagen aus der Förderplanung. 


 
Die zuständige Berufsberaterin/der zuständige Berufsberater über- 
wacht den Eingang der LuV und wertet diese aus. 


 
12.9 Mittelbewirtschaftung / -überwachung 


Die Bewirtschaftung und Überwachung der Haushaltsmittel erfolgt im 
Verfahren ERP-Finanzen. 


 
Für die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel gilt sowohl für behinderte 
als auch für nichtbehinderte Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Er- 
mächtigungsart „l“ (vgl. HBest-Ermächtigungsart). 


 
Für Mittelbindungen (ERP-Modul PSM) und Ausgaben (ERP-Modul 
PSCD) gelten folgende ERP-Kontierungselemente (vgl. Kontierungs- 
handbuch): 


 
 


eM@w 
(V.AsA.06) 


 
 


Förderplanung 
(V.AsA.07) 


 
 
 
 
 


LuV 
(V.AsA.08) 


 
 
 
 
 
 
 
 


Mittelbewirt- 
schaftung 
(V.AsA.09) 
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Nicht-Reha: 


• Assistierte Ausbildung nach § 130 SGB III 
Finanzposition 2-685 11-00-3161 
(Hauptvorgang 2212 Teilvorgang 0005) 


 


Reha: 


• Reha-Assistierte Ausbildung nach § 130 SGB III 
Finanzposition 3-681 01-00-4671 
(Hauptvorgang 2212 Teilvorgang 0006) 


 
Eine Aufgliederung nach den Phasen I und II bzw. mit oder ohne Ko- 
finanzierung erfolgt bei der Mittelbewirtschaftung nicht. 


 


12.10 Flyer 
Dem Bildungsträger wird ein bundeseinheitlicher Flyer (DINlang-For- 
mat) zur Verfügung gestellt. Das Anschauungsexemplar steht im In- 
ternet auf der Homepage der BA unter www.arbeitsagentur.de > In- 
stitutionen > Ausschreibungen für Arbeitsmarktdienstleistungen > 
Vordrucke für die Vertragsausführung “Standard“ > Bereich "Maß- 
nahmen für junge Menschen" zur Verfügung. 


 
Dem beauftragten Bildungsträger sind diese Flyer in Printform unent- 
geltlich zur Verfügung zu stellen. Der beauftragte Bildungsträger hat 
für den Flyer ein Einlegeblatt mit Informationen zur Weitergabe an 
potenzielle Teilnehmende zu erstellen und dem Bedarfsträger in 
Print- und elektronischer Form spätestens drei Wochen nach Zu- 
schlagserteilung sowie jeweils spätestens acht Wochen vor Beginn 
der Optionszeiträume zur Verfügung zu stellen. 


 
Bei Maßnahmen, die nicht kofinanziert werden, werden die Flyer 
zentral beschafft und an die Agenturen für Arbeit / Regionaldirektio- 
nen verteilt. Sofern AsA von Dritten kofinanziert wird, obliegt der je- 
weiligen Agentur für Arbeit bzw. Regionaldirektion wegen der unter- 
schiedlichen Kofinanzierer die Realisierung der Flyer. Ein entspre- 
chendes Template ist zur individuellen Anpassung im MediaNet ein- 
gestellt. Die Kosten sind bei den Maßnahmekosten mit einzuplanen. 


 
Informationsquellen 
Zusätzlich zu diesen Fachlichen Weisungen bieten das Konzept zur 
„Assistierten Ausbildung (AsA) nach § 130 SGB III und der jeweilige 
Vertrag mit dem Bildungsträger zur Durchführung von AsA weitere 
Informationen. 


 
 


Flyer 
(V.AsA.10) 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


MediaNet 



https://www.arbeitsagentur.de/arbeitsmarkt/vordrucke#1478799422097

https://www.arbeitsagentur.de/arbeitsmarkt/vordrucke#1478799422097

https://www.arbeitsagentur.de/arbeitsmarkt/vordrucke#1478799422097

https://www.arbeitsagentur.de/arbeitsmarkt/vordrucke#1478799422097
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Änderungshistorie 


Fassung vom Juni 2020 


• Änderungen aufgrund des Artikels 1 des Gesetzes zur Förderung der beruflichen Weiterbil- 
dung im Strukturwandel und zur Weiterentwicklung der Ausbildungsförderung gültig ab
29.05.2020
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(1) Träger von Maßnahmen können Zuschüsse erhalten und 
Maßnahmekosten erstattet bekommen, wenn sie förderungsbe- 
rechtigte junge Menschen 


1. mit ausbildungsbegleitenden Hilfen bei ihrer betriebli- 
chen Berufsausbildung oder ihrer Einstiegsqualifizierung 
unterstützen oder ihre Eingliederungsaussichten in Be- 
rufsausbildung oder Arbeit verbessern oder 


2. (Die Nummer 2 betrifft abH nicht.) 
 
(2) § 57 Absatz 1 gilt entsprechend. 


 
 


Um eine Einstiegsqualifizierung im Sinne des 
§ 74 Abs. 1 Nr. 1 SGB III handelt es sich nur dann, wenn für den ab- 
geschlossenen Vertrag im Sinne des § 26 BBiG alle Voraussetzun- 
gen des § 54a SGB III erfüllt sind. 


Förderung im 
Rahmen von EQ 
(74.11) 
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1. § 57 Absatz 1 SGB III - Förderungsfähige Berufsaus- 
bildung 


Eine Berufsausbildung ist förderungsfähig, wenn sie in einem 
nach dem Berufsbildungsgesetz, der Handwerksordnung oder 
dem Seearbeitsgesetz staatlich anerkannten Ausbildungsberuf 
betrieblich oder außerbetrieblich oder nach Teil 2 des Pflegebe- 
rufegesetzes oder dem Altenpflegegesetz betrieblich durchge- 
führt wird und der dafür vorgeschriebene Berufsausbildungs- 
vertrag abgeschlossen worden ist. 


 
(Die Absätze 2 und 3 betreffen abH nicht.) 


 
 


Die Förderung setzt voraus, dass die Berufsausbildung im Rahmen 
eines Berufsausbildungsvertrages: 
1. in Berufen, die nach § 4 Abs. 1 des Berufsbildungsgesetzes 


(BBiG) als Ausbildungsberufe staatlich anerkannt sind oder die 
nach § 103 Abs. 1 des BBiG als Ausbildungsberufe im Sinne von 
§ 4 Abs. 1 des BBiG gelten, 


2. in Gewerben der Anlage A + B der Handwerksordnung (HwO), 
 
3. in Ausbildungsverhältnissen, die nach § 6 des BBiG oder nach 


§ 27 der HwO als Ausnahmen zugelassen sind, 
 
4. in der Seeschifffahrt aufgrund der Verordnung über die Berufs- 


ausbildung zum Schiffsmechaniker/zur Schiffsmechanikerin und 
über den Erwerb des Schiffsmechanikerbriefes, 


 
5. in Ausbildungsberufen auf der Grundlage des § 66 des BBiG oder 


§ 42r der HwO für Menschen mit Behinderungen (Feststellung 
der Behinderung i. S. d. § 19 SGB III durch die Reha-Beratungs- 
fachkraft) 


6. in der Altenpflege aufgrund des Altenpflegegesetzes, 
7. in einem Ausbildungsberuf nach dem Teil 2 des Pflegeberufege- 


setzes. 
erfolgt. Ausbildungen, die bis zum 31.Dezember 2019 nach dem Al- 
tenpflegegesetz begonnen haben, können nach dieser Regelung ab- 
geschlossen und gefördert werden. 
Die Erweiterung der Ausbildungsförderung nach dem SGB III auf 
Berufsausbildungen nach dem Teil 2 des Pflegeberufegesetzes zur 
Pflegefachfrau*mann umfasst auch die Spezialisierungen, auf die 
auch die besonderen Vorschriften über die Berufsabschlüsse in der 
Gesundheits- und Kinderkrankenpflege sowie in der Altenpflege 
nach Teil 5 des Pflegeberufegesetzes Anwendung finden. 


 
Gefördert werden können nur nach dem 1.1.2020 begonnene Aus- 
bildungen nach dem Pflegeberufegesetz. Vor dem 1.1.2020 begon- 


Berufsausbildungs- 
vertrag / Ausbil- 
dungsberufe 
(57.11) 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Spezialisierung Pfle- 
geberufe 
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nene Ausbildungen im Pflegebereich (z. B. Gesundheits- und Kran- 
kenpfleger/innen) können – mit Ausnahme von Ausbildungen nach 
dem Altenpflegegesetz - nicht gefördert werden. 


Nach wie vor nicht förderbar sind die landesrechtlich geregelten 
Helferausbildungen im Pflegebereich. 
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2. § 75 Absatz 1 SGB III - Ausbildungsbegleitende Hil- 
fen 


1Ausbildungsbegleitende Hilfen sind Maßnahmen für förde- 
rungsberechtigte junge Menschen, die über die Vermittlung von 
betriebs- und ausbildungsüblichen Inhalten hinausgehen, ins- 
besondere müssen ausbildungsbegleitende Hilfen während ei- 
ner Einstiegsqualifizierung über die Vermittlung der vom Betrieb 
im Rahmen der Einstiegsqualifizierung zu vermittelnden Fertig- 
keiten, Kenntnisse und Fähigkeiten hinausgehen. 2Hierzu gehö- 
ren Maßnahmen 


1. zum Abbau von Sprach- und Bildungsdefiziten, 
2. zur Förderung fachpraktischer und fachtheoretischer 


Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten und 
3. zur sozialpädagogischen Begleitung. 


 
 
Die Leistungen nach § 75 SGB III zielen darauf ab, jungen Menschen, 
die besonderer Hilfen bedürfen, durch ausbildungsbegleitende Hilfen 
die Aufnahme, Fortsetzung sowie den erfolgreichen Abschluss einer 
betrieblichen Berufsausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen 
zu ermöglichen. 


 
Eine Prüfung, ob es sich um eine Stufen- oder Zweitausbildung han- 
delt, ist nicht mehr vorgesehen. 


 
Die Leistungen nach § 75 SGB III zielen darauf ab, jungen Menschen, 
die besonderer Hilfen bedürfen, durch ausbildungsbegleitende Hilfen 
die erfolgreiche Aufnahme und Absolvierung einer Einstiegsqualifi- 
zierung (§ 54a SGB III) zu ermöglichen und deren Chancen auf einen 
Übergang in eine sich anschließende Berufsausbildung zu verbes- 
sern. 


 
Grundsätzlich sollen ausbildungsbegleitende Hilfen außerhalb der 
betrieblichen Ausbildungs-/ Qualifizierungszeit durchgeführt werden. 


 
Der Stütz- und Förderunterricht beträgt für die einzelnen Teilnehmen- 
den im gesamten Bewilligungszeitraum durchschnittlich mindestens 
drei und höchstens acht Unterrichtsstunden wöchentlich, wobei eine 
Unterrichtsstunde 45 Minuten dauert. Sofern im Einzelfall weniger als 
drei Unterrichtsstunden pro Woche geleistet werden, sind die ausge- 
fallenen Unterrichtsstunden im Rahmen des Bewilligungszeitraumes 
bedarfsgerecht nachzuholen. Ist dies im Ausnahmefall nicht möglich, 
sind die Gründe vom Bildungsträger zu dokumentieren und der zu- 
ständigen Berufsberaterin/dem zuständigen Berufsberater mitzutei- 
len. 


 
Davon ausgenommen ist der individuelle Urlaubsanspruch der Teil- 
nehmenden, der sich aus dem Ausbildungsverhältnis mit dem Aus- 
bildungsbetrieb begründet. 


Ziel von abH 
für Berufsausbil- 
dung 
(75.11) 


 
 
 
 
Ziel von abH 
für EQ 
(75.12) 


 
 
 


Förderumfang 
(75.13) 
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Die grundsätzliche Information der Partner im dualen System – Be- 
triebe, Berufsschulen, der nach dem BBiG bzw. der HwO zuständi- 
gen Stellen – über ausbildungsbegleitende Hilfen obliegt der Agentur 
für Arbeit. 


Um Auszubildende, die ohne die Förderung mit ausbildungsbeglei- 
tenden Hilfen eine Einstiegsqualifizierung oder eine erste betriebliche 
Berufsausbildung nicht beginnen, fortsetzen oder voraussichtlich 
nicht erfolgreich bestehen können, frühzeitig zu erreichen, hat der be- 
auftragte Bildungsträger einen stetigen Informationsaustausch mit 
den Berufsschulen sicherzustellen. Bei Bedarf sind die beauftragten 
Bildungsträger durch die Agentur für Arbeit dabei zu unterstützen, 
den Zugang zu den Berufsschulen aufzubauen. 


Zur Prüfung der Förderungsvoraussetzungen sind potenzielle Teil- 
nehmende an die zuständige Agentur für Arbeit zu verweisen. 


Information 
(75.14) 
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3. § 75 Absatz 2 SGB III – Förderfähige Maßnahmen
1Ausbildungsbegleitende Hilfen sind förderungsfähig, wenn sie


1. die förderungsberechtigten jungen Menschen während
einer betrieblichen Berufsausbildung oder einer Ein- 
stiegsqualifizierung unterstützen,


2. zur Unterstützung nach der vorzeitigen Lösung eines be- 
trieblichen Berufsausbildungsverhältnisses bis zur Auf- 
nahme einer weiteren betrieblichen oder einer außerbe- 
trieblichen Berufsausbildung erforderlich sind oder


3. nach erfolgreicher Beendigung einer mit ausbildungsbe- 
gleitenden Hilfen geförderten betrieblichen Berufsausbil- 
dung bis zur Begründung oder Festigung eines Arbeits- 
verhältnisses fortgesetzt werden und hierfür erforderlich
sind.


2Sie enden spätestens sechs Monate nach Begründung eines 
Arbeitsverhältnisses. 


Einsatzmöglichkeiten von ausbildungsbegleitenden Hilfen: 


Ausbildungsbegleitende Hilfen sollen für Ausbildungsuchende, die 
insbesondere infolge schlechter schulischer Voraussetzungen oder 
wegen sozialer Benachteiligungen bereits ab Beginn der Ausbildung 
oder Einstiegsqualifizierung einer Förderung bedürfen, initiativ ange- 
boten werden. 


Ausbildungsbegleitende Hilfen sollen auch den Übergang von einer 
außerbetrieblichen Berufsausbildung (§ 76 SGB III) in eine betriebli- 
che Berufsausbildung unterstützen und sind im Bedarfsfall initiativ 
einzusetzen. 


Ausbildungsbegleitende Hilfen können zudem eingesetzt werden: 


• während einer betrieblichen Berufsausbildung oder Einstiegs- 
qualifizierung zur Unterstützung;


• nach Abbruch einer betrieblichen Berufsausbildung bis zur
Aufnahme einer weiteren betrieblichen oder außerbetriebli- 
chen Berufsausbildung;


• nach erfolgreicher Beendigung einer mit ausbildungsbeglei- 
tenden Hilfen geförderten betrieblichen Berufsausbildung bis
zur Begründung oder Festigung eines versicherungspflichti- 
gen Arbeitsverhältnisses.


Bei ausbildungsbegleitenden Hilfen während einer betrieblichen Be- 
rufsausbildung ist die Fortführung der Förderung zulässig 


1. für Zeiten zwischen vertraglich vereinbartem Ende der Berufs- 
ausbildung und Termin der nächstmöglichen Abschlussprü- 
fung; dabei ist es unerheblich, ob die Ausbildung gemäß
§ 8 Abs. 2 BBiG oder § 27c Abs. 2 HwO verlängert wird;


Einsatzmöglich- 
keiten 
(75.21) 
Vermittlungshilfe 


Anschluss-abH 


Vermeidung eines 
Ausbildungsabbru- 
ches 
Überbrückung zwi- 
schen zwei Ausbil- 
dungen 
Begründung und 
Festigung eines Ar- 
beitsverhältnisses 


Fortführung der 
Förderung 
(75.22) 
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2. bis   zur   nächstmöglichen    Wiederholungsprüfung 
(§ 37 Abs. 1 BBiG, § 31 Abs. 1 HwO);


in Fällen nach Nr. 2 auch dann, wenn der Berufsausbildungsvertrag 
nicht verlängert wurde. In diesem Falle ist eine Bestätigung der nach 
dem Berufsbildungsgesetz bzw. der Handwerksordnung zuständigen 
Stelle über die Anmeldung zur nächstmöglichen Wiederholungsprü- 
fung erforderlich. 
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4. § 75 Absatz 3 SGB III - Förderungsberechtigte 
Förderungsberechtigt sind junge Menschen, die ohne die Unter- 
stützung 
1. eine Einstiegsqualifizierung oder eine Berufsausbildung 


nicht beginnen oder fortsetzen können oder voraussichtlich 
Schwierigkeiten haben werden, die Einstiegsqualifizierung 
oder die Berufsausbildung erfolgreich abzuschließen, oder 


2. wegen in ihrer Person liegender Gründe 
a. nach der vorzeitigen Lösung eines betrieblichen Berufs- 


ausbildungsverhältnisses eine weitere Berufsausbildung 
nicht beginnen oder 


b. nach erfolgreicher Beendigung einer Berufsausbildung 
ein Arbeitsverhältnis nicht begründen oder festigen kön- 
nen. 


 
 
Zur förderungsberechtigten Zielgruppe gehören junge Menschen, die 
die allgemeine Schulpflicht erfüllt haben und die wegen der in ihrer 
Person liegenden Gründe ohne die Förderung eine Einstiegsqualifi- 
zierung oder betriebliche Berufsausbildung nicht beginnen, fortsetzen 
oder erfolgreich beenden können. 


 
Die Prüfung von Staatsangehörigkeit, Aufenthaltsstatus und Vorauf- 
enthaltszeit als Fördervoraussetzungen für abH ist nicht notwendig 
aufgrund der Aufnahmemöglichkeit einer Berufsausbildung bzw. Ein- 
stiegsqualifizierung. 


 
Eine Altersbeschränkung sieht das Gesetz nicht vor. 


 
Es genügt nicht, formal zur Zielgruppe zu gehören. Ausschlaggebend 
ist vielmehr, dass der junge Mensch aufgrund seiner individuellen Si- 
tuation der Hilfen nach § 75 SGB III auch bedarf. 


 
Indizien dafür, dass eine Einstiegsqualifizierung oder betriebliche Be- 
rufsausbildung nicht begonnen, fortgesetzt oder voraussichtlich nicht 
erfolgreich abgeschlossen werden kann, denen mit abH begegnet 
werden könnte, können z. B. sein: 


- schlechte Schulnoten (Note 4 oder schlechter in mindestens 
zwei prüfungsrelevanten Fächern, Note 5 oder schlechter in 
einem prüfungsrelevanten Fach), 


- glaubhaft dargelegte Prüfungsängste, 
- erhebliche Probleme bei der Aneignung von Ausbildungsin- 


halten im Betrieb, 
- erhebliche Probleme mit dem Ausbildungspersonal, anderen 


Auszubildenden oder anderen Personen in der Berufsschule 
und im Betrieb mit Auswirkung auf den Ausbildungsverlauf, 


- erhebliche Probleme im sozialen Umfeld mit Auswirkung auf 
den Ausbildungsverlauf. 


Zielgruppe 
(75.31) 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Förderindizien 
(75.32) 
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Eine Teilnahme ist nur möglich, wenn die Agentur für Arbeit das Vor- 
liegen der Förderungsvoraussetzungen im Einzelfall geprüft hat. So- 
fern sich aus den vorgelegten Unterlagen ein Förderbedarf nicht ein- 
deutig herleiten lässt, ist dieser im Rahmen eines persönlichen Bera- 
tungsgespräches zu erheben und zu dokumentieren. 


Die Förderungszusage erfolgt in der Regel für die Dauer der Ein- 
stiegsqualifizierung bzw. der betrieblichen Berufsausbildung. Das 
Vorliegen des weiteren individuellen Förderbedarfes des jungen 
Menschen ist regelmäßig - spätestens beim Übergang in das nächste 
Ausbildungsjahr - zu prüfen. 
Ablehnungen sind den Antragstellenden durch die Agentur für Arbeit 
(nicht über den beauftragten Bildungsträger) bekannt zu geben. 


Neue Teilnehmende können nur durch die Agentur für Arbeit ein ent- 
sprechendes Maßnahmeangebot erhalten bzw. mit deren Zustim- 
mung aufgenommen werden. Über die vorzeitige Beendigung ent- 
scheidet die Agentur für Arbeit. 


Die genannten Fördermöglichkeiten stehen auch Menschen mit Be- 
hinderungen offen. Junge Menschen mit Behinderungen können mit 
abH (§ 75 SGB III) gefördert werden sofern der individuelle Förder- 
bedarf damit abgedeckt werden kann und die Teilhabe am Arbeits- 
leben erreicht wird. Die Bereitstellung bzw. Gewährung individueller 
rehabilitationsspezifischer Leistungen im Einzelfall schließt die Teil- 
nahme an abH nicht aus. 


Förderungszusage 
(75.33) 


Aufnahme von Teil- 
nehmenden / vorzei- 
tige Beendigung 
(75.34) 


Junge Menschen mit 
Behinderungen 
(75.35) 
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5. § 77 SGB III - Sonstige Fördervoraussetzungen
Die Maßnahmen nach den §§ 75 und 76 sind nur förderungsfä- 
hig, wenn sie nach Aus- und Fortbildung sowie Berufserfahrung 
der Leitung und der Lehr- und Fachkräfte, nach Gestaltung des 
Lehrplans, nach Unterrichtsmethode und Güte der zum Einsatz 
vorgesehenen Lehr- und Lernmittel eine erfolgreiche Berufsausbil- 
dung oder die erfolgreiche Unterstützung der Berufsausbildung 
oder der Einstiegsqualifizierung erwarten lassen. 


Die allgemeinen und produktbezogenen Rahmenbedingungen sowie 
Qualitätsstandards ergeben sich aus der jeweils aktuellen Leistungs- 
beschreibung (Teil B der Verdingungsunterlagen). Auf Änderungen 
wird in der Produktinformation hingewiesen. 


Träger, die ausbildungsbegleitende Hilfen im Auftrag der BA durch- 
führen wollen, müssen durch eine fachkundige Stelle nach Maßgabe 
der §§ 176 ff. SGB III zugelassen sein. 


Inhaltliche 
Ausgestaltung 
(77.01) 


Trägerzulassung 
(77.02) 
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6. § 79 Absatz 1 SGB III – Leistungen
Die Leistungen umfassen bei


1. ausbildungsbegleitenden Hilfen die Maßnahmekosten,


2. (BaE-Regelung)


(Absatz 2 betrifft abH nicht.) 


7. § 79 Absatz 3 SGB III – Maßnahmekosten
1Als Maßnahmekosten werden erstattet:
1. die angemessenen Aufwendungen für das zur Durchführung


der Maßnahme eingesetzte erforderliche Ausbildungs- und
Betreuungspersonal, einschließlich dessen regelmäßiger
fachlicher Weiterbildung, sowie für das erforderliche Lei- 
tungs- und Verwaltungspersonal,


2. die angemessenen Sach- und Verwaltungskosten sowie
(Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 betreffen abH nicht.) 


Die Maßnahmekosten werden im Ausschreibungsverfahren ermittelt. 
Die sonstigen Kosten werden auf Nachweis zusätzlich erstattet. 


Die Kosten für die Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung für 
die Teilnahme an ausbildungsbegleitenden Hilfen werden von den 
Bildungsträgern in den angebotenen Maßnahmekostensatz einkalku- 
liert. 


8. § 80 SGB III – Anordnungsermächtigung
Die Bundesagentur wird ermächtigt, durch Anordnung das Nä- 
here über Voraussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der För- 
derung zu bestimmen. 


Von der Anordnungsermächtigung wurde bisher kein Gebrauch 
gemacht. 


Festsetzung der 
Leistungen 
(79.31) 
Unfallversicherung 
(79.32) 


Keine Anordnung 
erlassen 
(80.01) 
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9. § 450 Abs. 1 SGB III – Gesetz zur Förderung der be- 
ruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und zur
Weiterentwicklung der Ausbildungsförderung


(1) 1Für Maßnahmen der ausbildungsbegleitenden Hilfen, die bis
zum 28. Februar 2021 beginnen und bis zum 30. September 2021,
im Fall des § 75 Absatz 2 Satz 2 in der bis zum 28. Mai 2020 gel- 
tenden Fassung bis zum 31. März 2022, enden, gelten die §§ 74,
75, 77 und 79 in der bis zum 28. Mai 2020 geltenden Fassung.
2Förderungsberechtigt sind auch junge Menschen, die im Fall ei- 
ner Berufsausbildung zusätzlich zu den in § 75 Absatz 3 Num- 
mer 1 in der bis zum 28. Mai 2020 geltenden Fassung genannten 
Voraussetzungen abweichend von § 30 Absatz 1 des Ersten Bu- 
ches ihren Wohnsitz und ihren gewöhnlichen Aufenthalt außer- 
halb von Deutschland haben, deren Ausbildungsbetrieb aber in 
Deutschland liegt. 
Maßnahmen der ausbildungsbegleitenden Hilfen nach 
§ 75 SGB III a.F. können bis zum 28. Februar 2021 beginnen und
müssen bis zum 30. September 2021 enden. Die nach
§ 75 Abs. 2 S. 2 SGB III a.F. mögliche Nachbetreuung zur Stabili- 
sierung des Arbeitsverhältnisses, nach einer mit ausbildungsbeglei- 
tenden Hilfen geförderten betrieblichen Berufsausbildung, kann
noch bis zum 31. März 2022 erfolgen.


An einer Maßnahme der ausbildungsbegleitenden Hilfen können 
auch junge Menschen teilnehmen, die ihren Wohnsitz in einem an- 
deren EU-Mitgliedstaat haben und im Geltungsbereich des Sozial- 
gesetzbuches als Grenzgänger im Rahmen eine nach 
§ 57 Abs. 1 SGB III förderfähigen Berufsausbildung ausgebildet
werden. Grenzgänger ist, wer regelmäßig täglich oder wöchentlich
an seinen Wohnsitz zurückkehrt.


Übergangsregelung 
(450.11) 


Grenzgänger 
(450.12) 


10. Verfahren abH


10.1 Vergaberecht
Maßnahmen werden nach den Vorschriften des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), der Vergabeverordnung (VgV) 
und der Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) durch die Regiona- 
len Einkaufszentren (REZ) nach Bedarf der Agentur für Arbeit be- 
schafft. 


10.2 Zuständigkeit 
Die Zuständigkeit der Agenturen für Arbeit richtet sich gem. 
§ 327 Abs. 5 SGB III (Leistungen an Träger) nach dem Bezirk, in
dem die Maßnahme durchgeführt wird. Die Abwicklung der bewillig- 
ten Leistung obliegt dem zuständigen Operativen Service.


Vergaberecht 
(V.abH.01) 


Zuständigkeit 
(V.abH.02) 
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Die Betreuung der Teilnehmenden während der Maßnahme fällt nicht 
unter die Dienstleistung „O.1. Ausbildungsvermittlung“. 


 
Leistungen für Berechtigte im Sinne des § 7 SGB II, die nicht zum 
Personenkreis der Aufstocker zählen, sind von den Trägern der 
Grundsicherung zu beauftragen und zu finanzieren. Abweichend von 
der Zuständigkeit der Agenturen für Arbeit ist hierbei der Wohnsitz 
des Berechtigten maßgeblich. 


 
Ein Wegfall der Hilfebedürftigkeit im Förderverlauf führt nicht zu ei- 
nem Wechsel der Kostenträgerschaft (§ 16g SGB II). Ein Wechsel 
der Kostenträgerschaft während der Teilnahme erfolgt ebenfalls 
nicht, falls im Förderverlauf Hilfebedürftigkeit entstehen sollte. 


 


10.3 Maßnahmebetreuung und Qualitätssicherung 
Für jede Maßnahme ist eine maßnahmebetreuende Fachkraft mit 
den wahrzunehmenden wesentlichen Aufgaben – insbesondere für 
die Koordination mit dem Bildungsträger und der Überwachung der 
Auslastung - festzulegen. Das konkrete Verfahren ist mit dem jewei- 
ligen Bildungsträger abzustimmen. 


 
Der Agentur für Arbeit obliegt auch die Qualitätssicherung hinsichtlich 
der Maßnahmeumsetzung. 


 
Siehe hierzu auch den “Leitfaden Lebensbegleitende Berufsbera- 
tung“, Teil B, Punkt 8.1 „Agenturkonzept zur Maßnahmebetreuung“ 
(Anlage 1 zur Weisung 201912024). 


 
 
Maßnahme- 
betreuung 
(V.abH.03) 


 


10.4 Antragstellung 
Die Teilnahme an abH ist formlos zu beantragen. Für die Prüfung der 
Fördervoraussetzungen sind in der Regel folgende Nachweise vor- 
zulegen: 


- Ausbildungs- bzw. Einstiegsqualifizierungsvertrag 
- aktuelles Berufsschulzeugnis bzw. Nachweis der aktuellen 


Berufsschulnoten 
- Abschlusszeugnis der zuletzt besuchten allgemeinbildenden 


Schule 
- Lebenslauf 


 
Sofern potenzielle Teilnehmende zunächst ihr Interesse an abH ge- 
genüber dem beauftragten Bildungsträger bekunden, werden sie vom 
Bildungsträger über die im Rahmen der Maßnahme möglichen Un- 
terstützungsangebote informiert. Der Bildungsträger weist die poten- 
ziellen Teilnehmenden auf die notwendige formlose Beantragung bei 
der Agentur für Arbeit, auf die hierfür erforderlichen Unterlagen sowie 
das mit der Agentur für Arbeit abgestimmte Verfahren zur Übermitt- 
lung der entscheidungsbegründenden Unterlagen hin. 


 
 
Antragstellung 
(V.abH.04) 
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Über die Teilnahme entscheidet eine Berufsberaterin/ein Berufsbe- 
rater/eine Vermittlungsfachkraft. Ein schriftlicher Bewilligungsbe- 
scheid ist nicht zu erstellen. 


 


10.5 Entscheidung durch die Berufsberaterin/den 
Berufsberater 


Mit der Erfassung der Daten zu den Teilnehmenden in COSACH prüft 
und dokumentiert die Berufsberaterin/der Berufsberater der Agentur 
für Arbeit die Erfüllung der Förderungsvoraussetzungen. Die Bean- 
tragung, die Förderentscheidung und die regelmäßige Überprüfung 
des weiteren individuellen Förderbedarfes (vgl. 75.33) müssen in 
VerBIS/Beratungsvermerk dokumentiert werden (vgl. “Leitfaden Le- 
bensbegleitende Berufsberatung“, Teil B, Punkt 8 (Anlage 1 zur Wei- 
sung 201912024). 


 


Entscheidung durch 
die Berufsberater/in 
(V.abH.05) 


 


10.6 Eingabe in COSACH 
Die Erfassung der Maßnahmen und Teilnehmenden erfolgt in 
COSACH im Verfahrenszweig BNF. 


 
Die Erfassung in COSACH erfolgt in der Regel für die Zeit der Ein- 
stiegsqualifizierung bzw. ein Ausbildungsjahr. Bei der Unterstützung 
während einer betrieblichen Berufsausbildung entscheidet die Be- 
rufsberaterin/der Berufsberater/ die Vermittlungsfachkraft vier Wo- 
chen vor Ende des gebuchten Zeitraumes, ob der Förderbedarf wei- 
terhin gegeben ist. Grundlage für die Entscheidung ist u. a. die Leis- 
tungs- und Verhaltensbeurteilung. Wird eine Unterstützung weiterhin 
benötigt, wird der Buchungszeitraum um ein weiteres Jahr verlängert. 
Es erfolgt keine neue Einbuchung. 


 
Mit abH geförderte Teilnehmende an einer Einstiegsqualifizierung, 
die bei einer sich hieran anschließenden betriebliche Berufsausbil- 
dung erneut mit abH gefördert werden sollen, sind zunächst auszu- 
buchen. Für die anschließende Unterstützung während einer betrieb- 
lichen Berufsausbildung ist ein neues Maßnahmeangebot und die er- 
neute Einbuchung in COSACH notwendig. 


 
Die Erfassung der Maßnahmen hat sich an der vertraglich abge- 
schlossenen Vereinbarung auszurichten; d. h. insbesondere: 


• bei der Ziehung von vertraglich eingeräumten Optionen ist für 
den Optionszeitraum ein neuer Maßnahmedatensatz anzule- 
gen 


• bei Bietergemeinschaften ist nur ein Maßnahmedatensatz mit 
dem Vertragspartner anzulegen. 


 
Weitere Einzelheiten zur Erfassung von Maßnahme- und Teilnehmer- 
daten sind den COSACH-Versionsinformationen bzw. Schulungsun- 
terlagen zu entnehmen. 


 
Der statistische Nachweis zum Umfang der Förderung von ausbil- 
dungsbegleitenden Hilfen erfolgt ausschließlich auf Basis der im 


 
 
COSACH 
(V.abH.06) 


 
Erfassung der Teil- 
nehmenden 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Erfassung der Maß- 
nahme 
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Fachverfahren COSACH erfassten und an die Statistik der BA über- 
mittelten Datensätze. 


 


10.7 Datenaustausch über eM@w 
Der Datenaustausch zwischen Bildungsträger und Agentur für Arbeit 
erfolgt über eM@w. 


 
10.8 Vereinbarung über Förderangebote 


Die zwischen dem Bildungsträger und den Teilnehmenden zu verein- 
barenden konkreten Förderangebote sind in Form einer Start-LuV 
über eM@w an die Agentur für Arbeit zu übersenden. 


 
Auf die Eintragung der Renten- bzw. Sozialversicherungsnummer ist 
zu achten und in STEP ggf. zu ergänzen. 


 
10.9 Erklärung des Betriebes 


Der Bildungsträger hat für alle Teilnehmenden mit deren Zustimmung 
eine Erklärung des Ausbildungs-/Qualifizierungsbetriebes (siehe Vor- 
drucke für die Vertragsausführung: Vordruck abH2) einzuholen und 
in den Teilnehmerunterlagen vorzuhalten. Die Einhaltung dieser Vor- 
gabe ist durch die für die Maßnahmebetreuung zuständige Fachkraft 
stichprobenartig zu überprüfen. 


 
10.10 Mittelbewirtschaftung / -überwachung 


Die Bewirtschaftung und Überwachung der Haushaltsmittel erfolgt im 
Verfahren ERP-Finanzen. 


 
Für die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel gilt die Ermächtigungs- 
art „l“ (vgl. HBest-Ermächtigungsart). 


 
Für Mittelbindungen (ERP-Modul PSM) und Ausgaben (ERP-Modul 
PSCD) gelten folgende ERP-Kontierungselemente (vgl. Kontierungs- 
handbuch): 


• Maßnahmekosten abH (nicht Reha) 
Finanzposition 2-685 11-00-3143 
(Hauptvorgang 2206, Teilvorgang 0005) 


• Maßnahmekosten abH (Reha) 
Finanzposition 3-681 01-00-4681 
(Hauptvorgang 2320, Teilvorgang 0013) 


 
Ausgabemittel (Zahlungsbudget) und Verpflichtungsermächtigungen 
(Verpflichtungsbudget) sind für die gesamte Laufzeit des abH-Vertra- 
ges entsprechend der vertraglichen Regelungen zu binden. 


 
Bei Bestellung der Maßnahmen (Auftragserteilung an das REZ) sind 
Mittelbindungen in Höhe des geschätzten Auftragswertes anzulegen. 
Nach Zuschlagserteilung sind die Mittelbindungen an das Ausschrei- 
bungsergebnis anzupassen. 


 
 


eM@w 
(V.abH.07) 


 
 


Vereinbarung 
zwischen Bildungs- 
träger und Teilneh- 
mende 
(V.abH.08) 


 
 
 
Erklärung des 
Betriebes 
(V.abH.09) 


 
 
 
 
 
Mittelbewirt- 
schaftung 
(V.abH.10) 
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10.11 Flyer 
Dem Bildungsträger wird ein bundeseinheitlicher Flyer (DINlang-For- 
mat) zur Verfügung gestellt. Das Anschauungsexemplar steht im In- 
ternet auf der Homepage der BA unter www.arbeitsagentur.de > In- 
stitutionen > Ausschreibungen für Arbeitsmarktdienstleistungen > 
Vordrucke für die Vertragsausführung “Standard“ > Bereich "Maß- 
nahmen für junge Menschen" zur Verfügung. 


 
Der beauftragte Bildungsträger hat für den Flyer ein Einlegeblatt mit 
Informationen zur Weitergabe an potenzielle Teilnehmende zu erstel- 
len und der Agentur für Arbeit in Print- und elektronischer Form spä- 
testens drei Wochen nach Zuschlagserteilung sowie jeweils spätes- 
tens acht Wochen vor Beginn der Optionszeiträume zur Verfügung 
zu stellen. 


 
Dem beauftragten Bildungsträger ist der Flyer in Printform unentgelt- 
lich zur Verfügung zu stellen. 


 
Informationsquellen 
Zusätzlich zu diesen Fachlichen Weisungen bietet der jeweilige Ver- 
trag mit dem Bildungsträger zur Durchführung von abH weitere Infor- 
mationen. 


 
 
Flyer 
(V.abH.11) 



https://www.arbeitsagentur.de/arbeitsmarkt/vordrucke#1478799422097

https://www.arbeitsagentur.de/arbeitsmarkt/vordrucke#1478799422097

https://www.arbeitsagentur.de/arbeitsmarkt/vordrucke#1478799422097

https://www.arbeitsagentur.de/arbeitsmarkt/vordrucke#1478799422097
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